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Ideologisch trennen sie Welten. Zwischen ihren politischen
Laufbahnen gibt es Parallelen: Helmut Hubacher, jahrzehntelang
die Reizfigur der Bürgerlichen, hat ein Buch über Christoph
Blocher, Reizfigur der Linken, geschrieben. Im Interview äussert
sich Hubacher zu Blocher und zum Verhältnis der Schweiz
zur EU.

«Politisch war Blochers Abwahl ein Fehler»

Herr Hubacher, warum
schreiben Sie als verdienter
Sozialdemokrat im hohen Alter
ein Buch über ihren schärfsten
politischen Widersacher?
Helmut Hubacher: Christoph
Blocher ist ein aussergewöhnli-
cher Politiker. Ob man ihn nun
mag oder nicht. Er ist ein Faktor,
mit dem man sich befassen muss.
Blocher ist ein Aufsteiger. Er hat
sein Geld nicht geerbt. Er hat al-
les selbst erarbeitet. Und dane-
ben macht er seit 35 Jahren Poli-
tik, baut die grösste Partei auf
und gewinnt zwei Volksabstim-
mungen allein gegen alle. Bei uns
Sozialdemokraten sagen viele, es
habe keinen Sinn, mit Blocher
zu diskutieren. Ich gehe immer
von der Realität aus, nicht vom
Wunschdenken. Den Blocher
gibts nun mal. Er hat Probleme
auf den Tisch gelegt, die das Volk
beschäftigen. Man kann schlecht
behaupten, wir hätten das falsche
Volk. Mir reicht es nicht, einfach
über Blocher zu fluchen und zu
behaupten, er sei ein Faschist.
Man kann zwischen Ihrer und
Blochers Laufbahn Parallelen
sehen: In Ihrer Zeit als SP-Chef
wählte das Parlament meist
andere als die von Ihnen vorge-
schlagenen Bundesräte.
Ich wollte Willy Brandt einmal
erklären, dass in unserem System
der politische Gegner die Bun-
desräte der SP wählt. Das konnte
er nicht verstehen. Wir waren
schon dreimal im Parlament mit
unseren Kandidaten gescheitert.
Damals war die Zeit reif für eine
Frau, und wir brachten Lilian
Uchtenhagen, deren Fähigkeiten
von niemandem bestritten wur-
den. Gewählt wurde dann Otto
Stich. Da haben wir dem Partei-
tag beantragt, aus dem Bundesrat
auszutreten. Der Parteitag hat
anders entschieden, als ich woll-
te, aber diese Diskussion war
trotzdem von grossem Wert. Es
kehrte wieder Ruhe ein in der
Partei. Sie verschaffte Stich nach-
träglich die Legitimation als SP-
Bundesrat. Diese Chance hatte
Eveline Widmer-Schlumpf bei
der SVP nie. Mittlerweile gibt
Blocher zu, dass es nicht ideal
ist, die Parteien ständig zu des-
avouieren, obwohl er seinerzeit
gegen uns auch mitgemacht hat.
Wie haben Sie sich nach diesem
Streit als Parteipräsident mit
Ihrem Bundesrat Otto Stich ver-
standen?
Er hat mich nach dem Parteitag
ins Hotel Bern bestellt und drei-
einhalb Stunden bearbeitet, ich
müsse zurücktreten. Ich hätte
verloren gegen ihn. Ich sagte
Nein. Bei uns bestimmen nicht
die Bundesräte den Parteipräsi-
denten. Du kannst mich abwäh-
len lassen am nächsten Parteitag.
Das versuchte er dann auch mit
einem eigenen Kandidaten. Aber
es misslang gründlich. Später
sagte er, lass uns aufhören mit
den Bubenspielchen, es steht
eins zu eins. Darauf hatten wir ei-
ne normale Geschäftsbeziehung.
Aber das Verhältnis war nie so
herzlich wie mit Willi Ritschard.
Er hat auch nie etwas vergessen.
Er hätte in seinem Departement
niemals einen Sozialdemokraten
eingestellt, der am Parteitag ge-
gen ihn gestimmt hatte. Er war
manchmal perfid. Adolf Ogi war
für ihn der Skilehrer. Er mochte
ihn nicht. Ich wusste nie recht,
warum. Ogi hat gegen aussen im-
mer so getan, als wäre nichts.

Mich erstaunt, dass die SP mit
der SVP macht, was ihr selbst
jahrzehntelang widerfahren ist.
Bei der Abwahl Blochers war sie
sogar federführend.
Ja. Nun haben wir eine Bundes-
rätin von einer Minipartei mit
schwachem Rückhalt, und die
stärkste Partei ist nicht angemes-
sen vertreten. Aber ich behaupte,
der SVP ist es stinkwohl in dieser
Rolle. Sie kann auf Opposition
machen, das passt ihr ganz gut.
Blochers aussergewöhnlicher
Einfluss besteht vor allem darin,
dass er nicht nur die eigene
Partei dirigiert, sondern auch
seine Gegner. Einfach mit umge-
kehrten Vorzeichen.
Mir missfällt dieser Anti-Blo-
cher-Reflex. Dass man wie ein
Automat einfach Ja sagt, wenn er
Nein sagt, und umgekehrt. Wahr-
scheinlich teilt er deshalb so hart
aus. Weil er so die Reaktion
steuern kann. Es ist verrückt. Er
macht alles überlegt. Bei ihm ist
nichts zufällig. Ich bin immer
davon ausgegangen, dass das
Merkmal der Demokratie die an-
dere Meinung ist. Blocher teilt
manchmal in einer Art und Weise
aus, dass es viele Leute gibt, die
sagen, es habe gar keinen Wert,
mit ihm zu diskutieren. Er diffa-
miert seine Gegner auch tatsäch-
lich. Das ist eine Unart von ihm.
Umgekehrt kann er klaglos ein-
stecken. Ich kenne viele, die auch
austeilen und dann laut auf-
schreien, wenn ihnen mal einer
auf die Zehen tritt. Ich finde, wer
nicht einstecken kann, hat im
Boxring nichts verloren.
Was ist nach Ihrer Meinung
sein langfristiges Ziel?
Peter Bichsel sagte: Er will die
ganze Macht. Ich bin überzeugt,
dass Christoph Blocher eine rein
bürgerliche Regierung unter
SVP-Führung anstrebt. Aber
gleichzeitig ist er pragmatisch
genug, auch mit einer SP zusam-
menzuarbeiten, wenn sein Plan
nicht aufgeht. Dass er keine Be-
rührungsängste hat, zeigte sich
beim Thema Grossbanken. Als
Nicolas Hayek das Thema auf-
griff, kamen nur er und unser
Präsident Levrat. Er ist Ideologe,
Dogmatiker und Pragmatiker.
Wenn es seinen Zielen dient, ar-
beitet er auch mit der SP, deren
Leistung er so herabwürdigt.
Sie denken wirklich, er wolle die
SP aus dem Bundesrat werfen?
Das ist Teil seiner Strategie. Ich
sage immer, dieser Blocher hat
alle Facetten. Mit ihm können Sie
einen gemütlichen Abend erle-
ben. Das hatte ich oft im Hotel
Krebs in Bern. Seine Palette
reicht vom Kumpel bis zum skru-
pellosen Verleumder. Als ich ihm
einmal vorwarf, er sei mit den
chinesischen Kommunisten
freundlicher als mit uns Sozial-
demokraten, entgegnete er, die
stünden ihm näher. Was soll man
da noch sagen? Was ich ihm aller-
dings wirklich übel nehme, ist
seine Aussage, die Linke habe
nichts für unser Land getan.
Wenn er sagt, die Linke habe
nichts beigetragen, dann ist das
nicht bloss eine Diffamierung,
sondern eine Missachtung unse-
rer historischen Leistung. Er hat
eine völlig andere politische Kul-
tur als ich.
Früher war es die SP, die
Opposition machte.
Es ist systembedingt, dass die
grossen Parteien auch Opposi-
tion machen. Neben den vier

grossen Parteien gibt es keine an-
deren Gruppierungen, die diese
Rolle sonst übernehmen könn-
ten. Blocher macht es heute ein-
fach noch konsequenter als wir
damals. Als ich im Nationalrat
war, war die Armee das Tabu.
Wenn ich etwas Armeekritisches
sagte, rief der spätere Bundesrat
Friedrich in den Saal: «Moskau
einfach.» Jetzt ist die EU der
Feindersatz geworden. Aber das
ist verhängnisvoll. Mit der EU
müssen wir ein Verhältnis fin-
den, das mehrheitlich getragen

wird.
Man kann es auch anders sehen.
Wer der Annäherung an die EU
skeptisch gegenübersteht, wird
von der Parlamentsmehrheit
behandelt wie seinerzeit ein
Armeekritiker.
Ich habe immer gesagt, ich sei
für die Landesverteidigung, aber
nicht um jeden Preis. Blocher
aber hält eine Anbindung an die
EU für Kolonialisierung. Er ist
ein fundamentaler EU-Gegner,
der nicht differenziert. Wenn die
EU so ein Monster ist, weshalb

haben sich dann die ehemaligen
Ostblockländer so beeilt, in die
EU zu kommen, nachdem sie
endlich frei waren von Moskau?
Sie werden ja wohl kaum einen
neuen Kolonialherrn gesucht ha-
ben. Die EU ist eine Frage von
aussergewöhnlicher Bedeutung
für dieses Land. Es wäre ein
Schulterschluss nötig.
Der wird kaum möglich sein,
wenn sich zwei unversöhnliche
Lager gegenüberstehen.
Jetzt sind wir schon so weit, dass
die «Weltwoche» die EU zu einer

Idee Hitlers umdeutet. Dies, weil
sie ein angeblich hervorragendes
Buch eines englischen Journalis-
ten ausgegraben hat, der Hitler
und seine Entourage als begeis-
terte Europäer schildert. Das ist
doch schizophren. Natürlich
wollte Hitler ein Europa, aber
eines unterjocht vom Dritten
Reich. Nicht ein Europa, in dem
sich die Länder freiwillig unter
dem Motto «Nie wieder Krieg»
zusammengetan haben. Blocher
sieht unsere Unabhängigkeit
schon bedroht, wenn wir Ver-
träge abschliessen, von einem
Beitritt gar nicht zu reden.
Blochers Vorbehalte richten sich
gegen die Union als Organisa-
tion. Er hält wenig von deren
Aufbau und kritisiert die Ver-
antwortlichkeiten als schlecht
geregelt. Das ist legitim.
Diese Überzeugung kann man
vertreten. Aber es waren grosse
Staatsmänner, die die Union ge-
gründet haben, weil sie den Frie-
den sichern wollten. Und das ist
ein Motiv, das besonders uns
Schweizern keinen Grund gibt,
die EU als Feind zu betrachten.
Sind Sie immer noch überzeugt,
dass das Nein der Schweiz zum
EWR ein Fehler war?
Ich denke, ja. Aber man kann
auch sagen, dass die bilateralen
Verträge, die übrigens Blochers
Idee waren, ebenfalls eine Lö-
sung sind, mit der wir leben kön-
nen. Jetzt will er die eigene Alter-
native nicht mehr. Ihm ist egal,
wenn wir die Freizügigkeit ab-
lehnen und damit auch die Bila-
teralen weg sind. Damit blendet
er die globale Perspektive völlig
aus. Europa ist gegen die USA
und China ein kleiner Fisch. Ich
kann einfach nicht nachvollzie-
hen, wie man aus Europa ein
Feindbild machen kann – aus un-
serem wichtigsten Partner.
Man muss unterscheiden zwi-

schen Europa und der EU. Wer
sich nicht enger an die EU an-
binden will, betrachtet deswe-
gen Europa noch nicht als Feind.
Das Problem ist doch: Die EU will
diesen bilateralen Weg so nicht
mehr, weil es kompliziert ist, mit
einem so kleinen Land so viel ver-
handeln zu müssen. Nach dem
EWR-Nein schickte der Bundes-
rat einen Verhandlungskatalog
mit siebzehn Punkten nach Brüs-
sel. Der damalige Botschafter sag-
te mir, er habe Angst, dass diese
Schweizer ihren europäischen
Partnern langsam so auf die Ner-
ven gingen, dass diese nichts mehr
von uns wissen wollten. Es dauer-
te zehn Jahre, bis wir die bilatera-
len Verträge hatten. Wir können
einen Rahmenvertrag, wie ihn
die EU institutionalisieren will,
schon ablehnen. Dann haben wir
einfach den Bruch mit Brüssel.
Die wollen nicht mehr ständig mit
uns verhandeln. Sie sagen sich,
wir haben noch andere Probleme
als diese Eidgenossen. Wir aber
sind auf die EU angewiesen.
Die Stabilität einer Organisation
zeigt sich in der Krise. In der
Eurokrise bekam das Bild der
Staatengemeinschaft Risse.
Als ich einmal in Brüssel war, sag-
te der damalige Kommissions-
präsident Jacques Delors zu un-
serer winzigen Schweizer Dele-
gation: Ihr habt immer gesagt,
es werde nichts aus der europäi-
schen Vereinigung. Wir haben
tatsächlich immer wieder gigan-
tische Probleme. Aber wir kom-
men Schritt für Schritt weiter.
Ihr solltet uns etwas Zeit geben.
Ihr hattet 150 Jahre Zeit in relativ
überschaubaren Verhältnissen
und wart immer etwas bevorzugt.
Vielleicht dauert es auch bei uns
100 Jahre. Aber dann werden wir
einen europäischen Bundesstaat
haben. Gerhard Schröder sagte
kürzlich, er bewundere die

Schweizer Demokratie. Aber hät-
ten die EU-Länder über die Ver-
einigung abgestimmt, gäbe es die
EU heute nicht. Da hatte er wahr-
scheinlich recht. Ein System, das
für uns ideal ist, muss für die an-
deren nicht zwingend das einzig
Richtige sein.
Nein. Aber weshalb sollte die
Schweiz ein System aufgeben,
das für sie ideal ist? Stellen Sie
sich vor, Bundesrat Burkhalter
vereinbart mit der EU Verträge
über eine automatische Rechts-
übernahme und eine Unter-
stellung unter den Europäischen
Gerichtshof, und keiner stellt
Fragen. Wäre das in Ihrem Sinn?
Das ist doch nicht Burkhalters
Initiative. Er reagiert bloss auf
die Ankündigungen aus Brüssel.
Wenn es sein freiwilliger Vor-
schlag wäre, würde ich sagen,
nein. Wir fahren ja relativ gut mit
dem bilateralen Weg, so wie er ist.
In der Schweiz ist nicht einmal
annähernd eine Mehrheit vor-
handen, die der EU beitreten
möchte. Aber die Ausgangslage
ist eine andere: Die EU will eine
neue Vertragsgrundlage. Seit
zwei Jahren gibt es keine Ver-
handlungen mehr.
Haben Sie nie den Eindruck, der
Bundesrat sei in vorauseilendem
Gehorsam unterwegs?
Der Bundesrat ist in einer Zwick-
mühle. Er muss den Entscheid
vom 9. Februar umsetzen. Das
will er jetzt tun. Und wer rekla-
miert? Blocher weiss doch ganz
genau, dass Kontingente mit
Brüssel nicht machbar sind. Die
Engländer warten bloss darauf,
dass die Freizügigkeit gelockert
wird. Es gab noch die Idee von
einer zweiten Abstimmung über
die Bilateralen. Das war in den
Augen der SVP auch falsch. Der
Bundesrat kann machen, was er
will, es ist falsch.
Wäre er willens, den Volksent-
scheid konstruktiv umzusetzen,
würde er einen Kompromiss
mit der EU suchen.
Ich glaube, wir unterliegen ei-
nem Denkfehler. Wir haben in-
tern eine hervorragende Diskus-
sionskultur entwickelt. Auch ab-
gelehnte Initiativen haben eine
Wirkung, indem den Einwänden
bei der Umsetzung Rechnung ge-
tragen wird. Manchmal modifi-
zieren wir ein Anliegen und neh-
men einen weiteren Anlauf. Aber
in Brüssel haben wir einen Part-
ner mit einer anderen Diskus-
sionskultur und einen, für den
die Personenfreizügigkeit eine
ebenso bahnbrechende Errun-
genschaft ist wie für uns die di-
rekte Demokratie. Der Bundesrat
muss doch verhandeln, wenn er
die Abstimmung ernst nehmen
will. Dann kommt vielleicht im
Jahr 2016 die Frage: Wollen wir
diese Freizügigkeit noch, oder
wollen wir sie aufgeben? Toni
Brunner selbst schrieb in seinem
Extrablatt vor der Abstimmung,
die SVP wolle die Bilateralen
nicht aufkünden. Jetzt sagt er das
Gegenteil. Im eigenen Haus kön-
nen wir das so machen mit meh-
reren Anläufen. Aber mit der EU
geht das nicht, fürchte ich. Wir
machen uns doch heute schon ein
X für ein U vor mit diesem auto-
nomen Nachvollzug. Das ist ein
automatischer Nachvollzug.
Ich werde den Verdacht nicht los,
dass es konstruktivere Ansätze
gäbe, wenn in der Schweiz nicht
so ein erbittertes Tauziehen
im Gang wäre.
Unser Problem ist das Verhältnis
zur EU. Das ist das zentrale The-
ma, und darin sind wir gespalten.
Sonst könnte der Bundesrat auch
anders auftreten. Vielleicht wäre
es besser, wenn wir zwei SVP-
Bundesräte hätten. Es ist jeden-

falls keine gute Situation.
Vielleicht war es ein Fehler,
Blocher abzuwählen.
Diese Meinung könnte man ver-
treten.
Habe ich das richtig verstanden?
Politisch: ja. Man hat die stärkste
Partei brüskiert. So etwas hinter-
lässt Spuren. Hätte man uns da-
mals Willi Ritschard abgewählt,
wären wir raus aus dem Bundes-
rat. Ich kann es mir nicht anders
vorstellen. 2003 hat der damalige
SP-Präsident noch die Losung
ausgegeben, Blocher müsse aus
dem Bundesrat abgewählt wer-
den. Besser konnte man die SVP
für diese Wahlen nicht mobilisie-
ren. Sie hat dann auch fast 30
Prozent gemacht.
Und unpolitisch?
Blocher hat die Abwahl provo-
ziert. Er ist wahrscheinlich der
ungeeignetste Teamplayer, den
es gibt. Er ist eine Ich-AG. So hat
er seine Firma gut geführt. Er ist
zwar nicht Parteipräsident, aber
er führt auch die SVP. Er kann de-
legieren, das ist ganz unbestrit-
ten. Moritz Leuenberger hat mir
einmal geklagt, er rede so laut in
diesem kleinen Bundesratszim-
mer. Aber etwas später sagte er,
es sei gar nicht so schlecht, dass
er immer überall dreinrede. Der
Bundesrat diskutiere wieder
mehr. Das war früher anders. Ich
fragte Bundesrat Tschudi einmal,
wie er immer alles durchbringe.
Er antwortete: Du musst den an-
dern nicht dreinreden, dann las-
sen sie dich auch machen.
Einer solchen Regierungskultur
muss niemand nachtrauern.
Nein. Damals war einfach genug
Geld vorhanden. Blocher ist an
dieser blockierten Situation si-
cher nicht unschuldig. Aber ich
sage immer, es ist wie bei uns mit
Jean Ziegler. Ich wurde oft ge-
drängt, ihn aus der Partei auszu-
schliessen. Er war selten an Frak-
tionssitzungen, hat aber immer
Vorstösse eingereicht, die wir
unterstützen mussten. Ich sagte:
Freunde, einen Jean Ziegler
muss diese Partei verkraften
können. Sechs Ziegler wären ver-
mutlich zu viel. Einen Blocher
müsste man eigentlich auch er-
tragen können. Es bräuchte jetzt
einen nationalen Schulter-
schluss. Einen solchen haben wir
gespürt während des Zweiten
Weltkriegs, als die Bürgerlichen
sagten: Jetzt müssen wir zusam-
menstehen und die SP in die Re-
gierung nehmen.
Wenn man den Schulterschluss
tatsächlich möchte, dann wäre
der erste Schritt doch der, dass
man in der Regierung wieder
eine ausgewogene Vertretung
der politischen Lager herstellt.
Der Anspruch ist unbestritten,
das ist klar. Wahrscheinlich ist
dies die Voraussetzung dafür,
dass man in landeswichtigen Fra-
gen wieder einen Konsens erzie-
len könnte. Möglicherweise war-
tet man im Bundeshaus, ohne es
offen zu sagen, bis Blocher aus
der Politik ausgeschieden ist.
Vermutlich hat Bodenmann
recht, wenn er sagt, die SVP wer-
de nach einem Rückzug Blochers
zur 18-Prozent-Partei, weil sie
ihre grosse Figur verloren hat.
Aber das ist vielen in der SVP
vielleicht sogar recht. Dann gibt
es wieder mehr Luft für andere.
Sie verlieren zwar den Leader,
aber er dominiert ja auch ent-
sprechend. Er sitzt als Nichtna-
tionalrat sogar noch in den Frak-
tionssitzungen. Das gibt es sonst
nicht. Interview: Michael Hug

«Unser Verhältnis zu Europa ist die zentrale Frage», sagt der 88-jährige Helmut Hubacher, graue Eminenz der Schweizer Sozialdemokraten: «Nötig wäre jetzt ein nationaler Schulterschluss.» Bilder Felix Gerber

«Möglicherweise
wartet man im Bun-
deshaus, bis Blocher
aus der Politik aus-
geschieden ist.»

«Was ich Blocher
übel nehme, ist,
dass er sagt, die Lin-
ke habe nichts für
unser Land getan.»

«Wir sind gespalten.
Das ist keine gute
Situation. Vielleicht
wäre es besser,
wenn die SVP zwei
Bundesräte hätte.»

ZUR PERSON

Ein abgeschiedenes Nest im äus-
sersten Zipfel der Schweiz ist der
Alterssitz des Ehepaars Helmut
und Gret Hubacher. Courtemai-
che liegt noch hinter Pruntrut.
Die Anreise von Bern zieht sich
hin. Gäste holt Gret Hubacher
eigenhändig mit dem roten
Kleinwagen am abgelegenen
Bahnhof ab, dessen menschen-
leeres Perron an der langen ge-
raden Bahnstrecke wirkt, als läge
es im Wilden Westen.

Das kleine, von einer sorgfältig
gepflegten Blumenwildnis um-
gebene Häuschen steht mitten
im Dorf, aber die beiden gleich-
altrigen, seit 65 Jahren verhei-
rateten Eheleute führen ein zu-
rückgezogenes Leben. Ihre pri-
vaten Beziehungen pflegen sie
in Basel, wo sie weiterhin eine
Wohnung haben. Gret Hubacher
führte dort das Restaurant Ma-

Helmut Hubacher ist der
grosse alte Mann der
Schweizer Sozialdemokratie.
Mit 88 Jahren hat er sein
jüngstes Buch veröffentlicht:
«Hubachers Blocher».

xim, bis 1996 der Umzug in den
Jura erfolgte.

Helmut Hubacher ist in
Krauchthal geboren und bei sei-
nen Grosseltern in Zollikofen
aufgewachsen. Als junger SBB-
Angestellter kam er nach Basel,
wo er 1953 Gewerkschaftssek-
retär des VPOD und nur drei Jah-
re später Basler Grossrat wurde.

34 Jahre im Nationalrat
1963 rutschte er in den National-
rat nach, wo er bis 1997 politi-
sierte. Dabei machte er sich einen
Namen als Armeekritiker, was
in dieser Zeit eine sehr einsame
politische Position war.

Nationale Berühmtheit als
eigentlicher Kopf der «Opposi-
tion» erlangte er als Präsident
der Sozialdemokratischen Partei,
die er von 1975 bis 1990 durch
stürmische Zeiten leitete und zu
einer bestimmenden Partei mit
grosser Definitionsmacht form-
te. Legendär sind die Auseinan-
dersetzungen um die Wahl von
Bundesrat Otto Stich, der gegen
den Willen der SP gewählt wor-
den war. Ab 1963 war Hubacher

Chefredaktor der «Basler Arbei-
ter-Zeitung». Seine Leidenschaft
für das Schreiben lebte der in-
time Kenner der Bundeshaus-
mechanik später als Autor zahl-
reicher politischer Bücher aus.
Als bekanntestes Werk gilt «Tat-
ort Bundeshaus» , das er 1994
veröffentlichte.

Alles neu nach Abstimmung
Wie fast alle seiner Bücher ist
auch «Hubachers Blocher» im
Berner Zytglogge-Verlag erschie-
nen. Ursprünglich sollte es be-
reits im Frühling herauskom-
men, aber nach dem Ja zur Mas-
seneinwanderungsinitiative
überarbeitete es Hubacher noch
einmal komplett. Das Buch ist
ein leicht lesbarer, mit zahlrei-
chen Anekdoten aufgelockerter
Text, der einen differenzierten
und gleichzeitig klug distan-
zierten Blick auf das politische
Geschehen und insbesondere
Christoph Blocher wirft. hu

«Hubachers Blocher», Helmut
Hubacher, Zytglogge, ISBN 978-3-
7296-0880-1.

Am äussersten Zipfel der Schweiz

Ausländerpolitik und
Viererbande Mehr Hubacher

in der Vollversion des Interviews
online: hubacher.bernerzeitung.ch.

SP-DOYEN HELMUT HUBACHER

ZU WENIG GELD

Fast 600000 Arme
Jede 13. Person in der Schweiz
hat 2012 ein Leben in Armut ge-
führt. Das entspricht 590 000
Einwohnerinnen und Einwoh-
nern. 130 000 davon waren trotz
Erwerbstätigkeit arm. Die Ar-
mutsquote hat sich nach den
neusten Ergebnissen des Bun-
desamtes für Statistik (BFS) 2012
nicht wesentlich verändert: 7,7
Prozent der Wohnbevölkerung
in Privathaushalten waren von
Einkommensarmut betroffen,
gegenüber 7,4 Prozent im Vor-
jahr. 2007 lag dieser Wert noch
bei 9,3 Prozent. sda

AKW GÖSGEN

Uran aus Kanada
Das AKW Gösgen bezieht sein
Uran für die Brennstäbe künftig
aus Minen in Kanada. Dies hat
die Kernkraftwerk Gösgen-Dä-
niken AG (KKG) entschieden,
nachdem eine Lieferung aus
Russland nicht mehr infrage ge-
kommen ist. Die beiden AKW
Gösgen und Beznau waren 2010
in die Kritik geraten, weil sie
Uran aus der russischen Wieder-
aufbereitungsanlage Majak be-
zogen hatten. Die Gegend um
Majak gilt als verstrahlt. sda

VERKEHR

Hinten nicht alle
angeschnallt
Fast jede vierte Person, die im
Auto auf dem Rücksitz mitfährt,
schnallt sich nicht an. Das zeigt
die Zählung von 2014 der Bera-
tungsstelle für Unfallverhütung.
Die Gurtentragquote ist mit 77
Prozent immerhin höher als 2013
mit 72 Prozent. Wer vorn im Auto
sitzt, zieht öfter den Gurt: 94 Pro-
zent der Fahrer schnallen sich
an, 93 Prozent der Beifahrer. sda

TELEKOMMUNIKATION

Beschwerderekord
2013 wandten sich 5953 Perso-
nen an die Ombudsstelle der Te-
lecombranche. Daraus ergaben
sich 1171 Fälle und 4782 Anfragen
– eine Zunahme von 1,2 Prozent
gegenüber dem Vorjahr. Die
meisten Anfragen und Fälle be-
trafen ungewollte Vertrags-
schlüsse per Telefon. sda

AFFÄRE MÖRGELI

Gerichtstermin
für Ritzmann
Im Zusammenhang mit der Af-
färe Mörgeli hat die Zürcher Ti-
tularprofessorin Iris Ritzmann
am 28. November vor dem Zür-
cher Bezirksgericht zu erschei-
nen. Zur Verhandlung vor dem
Einzelgericht geladen sind auch
die Privatkläger: Christoph Mör-
geli und die Universität Zürich.
Laut dem Staatsanwalt hat sich
Ritzmann der mehrfachen Ver-
letzung des Amtsgeheimnisses
schuldig gemacht. sda

JENISCHE

Radgenossenschaft
in Finanznöten
Wie der «Beobachter» berichtet,
steht die Radgenossenschaft –
die Dachorganisation der
Schweizer Jenischen – vor dem
Aus. Die Zeitschrift beruft sich
auf interne Dokumente. Es deute
vieles darauf hin, dass der Prä-
sident der Radgenossenschaft
die Situation zu verantworten
habe. Er habe sich bis Ende Mai
den Jahreslohn im Voraus aus-
zahlen lassen und ihn in Eigen-
regie erhöht. Der Präsident nahm
gegenüber dem «Beobachter»
keine Stellung zu den Vorwürfen,
sagte nur, die Radgenossenschaft
sei weiter handlungsfähig. pd
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